
Dr. Di es tel, Minister für Innere Angelegenheiten:

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeordnete! Ich 
habe heute über mehrere Stunden das Gefühl gehabt, wie groß 
dieser Saal ist und wie klein man ist, wenn man allein hier ist. Ich 
habe dann von einer Angeordneten einer der CDU nicht naheste­
henden Partei eine Blume und einen Brief erhalten mit Zustim­
mung und habe das Gefühl gehabt, daß zumindest einige die 
Dinge, die ich dargestellt habe, akzeptiert haben, und ich bin 
sehr angenehm überrascht, ohne irgendeinen Triumph zu ver­
spüren, daß doch eine klare Mehrheit die Politik, die ich in dieser 
Hinsicht vertreten habe, akzeptiert.

Ich bitte die Fraktionen, die große Probleme mit meiner Per­
son und auch mit meiner Politik haben, mir in den nächsten Ta­
gen Gelegenheit zu geben, die Dinge noch einmal diffizil und 
konkreter zu erörtern, damit möglicherweise auch hier Zweifel 
an meiner Tätigkeit abgebaut werden können.

Ich bitte auch um Verständnis, daß hier eine demokratische 
Abstimmung stattgefunden hat, die ein Ergebnis vorlegt, das wir 
zu akzeptieren haben. Bei allen Abgeordneten, die sich für meine 
Person und für meine Politik entschieden haben, bedanke ich 
mich ganz herzlich. Ich habe das Gefühl der Solidarität in diesem 
Haus empfunden. Das ist eine für mich sehr bewegende Minute. 
- Vielen Dank.

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 12:

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bauwesen, 
Städtebau und Wohnungswirtschaft
Gesetz über die Inkraftsetzung des Paragraphen 1 des 
Reichssiedlungsgesetzes der Bundesrepublik Deutsch­
land
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 208 a).

Der Abgeordnete Stephan hat zur Begründung das Wort.

Dr. Stephan, Berichterstatter des Ausschusses für Bauwe­
sen, Städtebau und Wohnungswirtschaft:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Ich darf Ihnen die Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Bauwesen, Städtebau und Wohnungswirtschaft zum Antrag der 
Fraktion der SPD über das Gesetz über die Inkraftsetzung des § 1 
des Reichssiedlungsgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
vortragen.

Der Ausschuß empfiehlt der Volkskammer, den Antrag nicht 
zu bestätigen. Es gibt dafür zwei Gründe: 1. Der Antrag muß ab­
gelehnt werden, weil die Übernahme eines einzelnen Paragra­
phen des Reichssiedlungsgesetzes nicht praktikabel ist. Das Ge­
setz ist nur im Ganzen und im Zusammenwirken mit Bestim­
mungen, die die Durchführung regeln, handhabbar.

2. Dem Anliegen des Einbringers, in den ostdeutschen Län­
dern Landgesellschaften einzurichten, wird durch das ab 3.10. 
dieses Jahres gültige Reichssiedlungsgesetz entsprochen. Die 
dann gültige Fassung garantiert auch das Vorkauf srecht für legi­
time derzeitige Nutzer. Diese Regelung ist Bestandteil des Eini­
gungsvertrages.

Vielen Dank.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Wir kommen zur Abstimmung. Wortmeldungen liegen uns da­
zu nicht vor. Wer dieser Beschlußempfehlung zustimmen möch­
te, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich der Stimme? - Bei einigen Enthaltungen ist das so 
beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 13:

Beschlußempfehlung des Innenausschusses 
Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 205 a)

Ich bitte den Vertreter des Innenausschusses, das Wort zur 
Begründung zu nehmen. Es geht um die Drucksache Nr. 205 a, 
wobei es in der vorläufigen Fassung auch die Drucksache Nr. 49, 
den von der F.D.P. eingebrachten Antrag, betrifft.

Brinksmeier, Berichterstatter des Innenausschusses:

Herr Präsident! Werte Kollegen! Dem Innenausschuß lagen 
zwei Gesetzentwürfe vor. Die beiden Drucksachennummern 
sind uns eben genannt worden. Wir haben uns entschieden, der 
Vorlage des Ministerrates zu folgen, weil dort im Gegensatz zu 
der Vorlage der Liberalen die Regelung für die gemeinsamen 
Landeskriminalämter und die weitere Regelung für den Um­
gang der Transportpolizei mit aufgenommen war.

Wir haben in zwei Lesungen gründlich Kapitel für Kapitel 
durchgearbeitet. Wir hatten Berater - und nicht nur bayrische 
Polizeiberater - dabei. Ich fasse es kurz. Es gibt einige Druckfeh­
ler, Rechtschreibfehler, die ich dann dem Präsidium geben wer­
de, die sich ändern, die möchte ich jetzt nicht diktieren. Wir sind 
der Meinung, daß hiermit ein Polizeigesetzentwurf vorgelp"*
wird, der erstens nicht schaden kann, der zweitens den Länd«.^__________
die Möglichkeit gibt, eine Polizeiorganisation erst mal anzufan­
gen, zu beginnen bei der Länderbildung, d. h., daß die Parlamen­
te nicht als erstes verpflichtet und aufgelegt sind, eigene Polizei­
gesetze sich zu überlegen und zu erlassen sowie langfristig zu er­
arbeiten. Wir denken, daß drittens diese Gesetzesvorlage so 
gründlich ist, daß die Funktionsfähigkeit der Polizei in den zu 
bildenden Ländern gerechtfertigt ist. Und damit habe ich mich 
jetzt wirklich kurz gefaßt. Wir bitten also um Ihre Zustimmung.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Danke schön. - Wortmeldungen liegen uns dazu nicht vor. Ich 
frage also: Wer dem Beschlußvorschlag des Innenausschusses 
und damit dem Gesetz über die Aufgaben der Polizei - Drucksa­
che Nr. 205 a - in 2. Lesung zustimmt, den bitte ich um das Hand­
zeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - Keine Gegenstimme. 
Wer enthält sich der Stimme? - Einige Enthaltungen.

Damit ist der Tagesordnungspunkt 13 erledigt.

Ich denke, ich sollte Ihnen jetzt sagen, daß wir durchkalkulierT 
haben und der Meinung sind, daß wir in gut einer Stunde bei zü­
giger Bearbeitung der weiteren Tagesordnungspunkte fertig 
sein könnten. Ich denke, es ist gut, wenn ich Ihnen das jetzt sage, 
damit Ihnen das Mut macht. Wir schaffen es noch!

(Beifall)

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 14:

Beschlußempfehlung des Wirtschaftsausschusses 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
das Vermögen der Gemeinden, Städte und Landkreise 
(Kommunalvermögensgesetz - KVG) vom 6. Juli 1990 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 214 a).

Dazu lag dem Wirtschaftsausschuß außerdem der von den 
Fraktionen Bündnis 90/Grüne und SPD eingebrachte Gesetzent­
wurf auf Drucksache Nr. 224 vor.

Prof. Steinitz, bitte schön, Sie haben das Wort zur Begrün­
dung.
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